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POSTULAT
DATUM: 16.09.2021
JOELLE SCHNEUWLY

POSTULAT
DATUM: 13.09.2023
JOELLE SCHNEUWLY

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Mittels eines Postulats ersuchte Baptiste Hurni (sp, NE) den Bundesrat, einen Bericht
zum psychischen Gesundheitszustand der Schweizerinnen und Schweizer zu erstellen.
Das Geschéft wurde in der Sommersession 2021 von Therese Schlapfer (svp, ZH)
bekampft. Sie war der Ansicht, dass das Erteilen von psychologischen Ratschlégen nicht
in den Aufgabenbereich des Bundes falle und die psychischen Folgen der Pandemie
nicht durch die Pandemie, sondern durch die vom Bundesrat getroffenen Massnahmen
verursacht worden seien. Der Nationalrat behandelte den Vorstoss im darauffolgenden
September. Hurni erkléarte, dass sich die Covid-19-Pandemie und die damit
verbundenen Massnahmen wie die Lockdowns oder die sozialen und kulturellen
Einschrankungen gemass Arzteschaft negativ auf die psychische Gesundheit der
Bevolkerung ausgewirkt hatten. In besonderem Masse gelte dies fur diejenigen
Personen, die bereits vor der Pandemie gefahrdet gewesen seien. Da es bisher aber an
soliden und verlasslichen Daten fehle, die nétig seien, um im Bedarfsfall angemessene
Massnahmen zu ergreifen, solle der Bund diesbezuglich eine ausfuhrliche Studie
erstellen. Gesundheitsminister Berset unterstrich die Notwendigkeit verlasslicher
Informationen, aufgrund derer Entscheidungen getroffen werden kénnten. Im Namen
des Gesamtbundesrats erklarte er sich dazu bereit, dem vom Postulanten geforderte
Anliegen auf Basis der Arbeit einer bereits existierenden Arbeitsgruppe und einer
Studie, welche vom BAG in Auftrag gegeben worden war, Rechnung zu tragen. Daher
empfahl er das Postulat zur Annahme. Die grosse Kammer kam dieser Aufforderung mit
101 zu 78 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. Wahrend die Fraktionen der SP, GLP,
Grinen und der Mitte geschlossen oder grossmehrheitlich fur das Postulat stimmten,
sprachen sich die FDP- und SVP-Fraktionen geschlossen respektive mit einer Ausnahme
gegen das Postulat aus. '

Um der Zunahme von Hitzewellen besser begegnen zu kdnnen, wollte Valentine Python
(gp. VD) den Bundesrat damit betrauen, einen Bericht zu dringend notwendigen
Anpassungen im Gesundheitswesen zu erstellen. Nachdem Therese Schlépfer (svp, ZH)
das Geschaft in der Sommersession 2023 bekampft hatte, weil sie es fir eine
«Panikmache>» hielt und die Gesundheitsversorgung Sache der Kantone sei, behandelte
der Nationalrat den Vorstoss in der darauffolgenden Herbstsession. Dort erhielt die
Postulantin Unterstitzung von Gesundheitsminister Berset. Dieser hob hervor, dass die
steigenden Temperaturen ein Problem flr die offentliche Gesundheit darstellten.
Deshalb seien verschiedene Arbeiten im Gange - beispielsweise ein Forschungsprojekt
vom National Center for Climate Services (NCCS) zu den gesundheitlichen
Auswirkungen des Klimawandels und eines vom BAG in Zusammenhang mit dem
Aktionsplan «Anpassung an den Klimawandel in der Schweiz». Der von Python
geforderte Bericht kénne dazu dienen, die Entwicklungen zusammenzufassen, weshalb
der Bundesrat die Annahme des Postulats empfahl. Dennoch lehnte die grosse Kammer
den Vorstoss mit 101 zu 82 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ab. Die Fraktionen der SP, GLP
und Grinen sprachen sich zwar geschlossen fur den Vorstoss aus, wurden allerdings
von der birgerlichen Mehrheit Gberstimmt. 2
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POSTULAT
DATUM: 28.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

Das im Sommer 2019 von Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) eingereichte Postulat
«Gesundheit der Frauen. Bessere Beriicksichtigung ihrer Eigenheiten» forderte vom
Bundesrat das Aufzeigen von bisher getroffenen oder nétigen Massnahmen, mit denen
sowohl in der Wissenschaft als auch im Gesundheitswesen spezifische Bedlrfnisse von
Frauen besser bertcksichtigen werden. Fehlmann Rielle begriindete ihr Postulat mit
Untersuchungen, die zeigten, dass Frauen vom Gesundheitspersonal tendenziell zu
wenig ernst genommen und folglich etwa Herzinfarkte oder Schlaganfalle bei Frauen
vermehrt Gbersehen wurden. Zurlckzufihren sei dies darauf, dass Frauen Opfer von
auch im Gesundheitswesen verbreiteten geschlechtsspezifischen Konstrukten seien.
Ferner argumentierte Fehlmann Rielle, klinische Studien wirden oft mehrheitlich an
Mannern durchgefihrt, sodass medizinische Empfehlungen den Bedurfnissen von
Frauen nicht entsprachen oder verschriebene Medikamente fur bestimmte Frauen
eigentlich ungeeignet seien.

In seiner Stellungnahme im August 2019 empfahl der Bundesrat das Postulat zur
Annahme und fligte an, dass er die von der Sozialdemokratin gedusserten Kritikpunkte
teile und sich fur ein chancengleiches Gesundheitssystem einsetzen wolle. Der daraus
resultierende Bericht werde sich zudem der Motion Heim (Mo. 19.3577) annehmen,
welche éhnliches forderte.

Im September 2019 wurde das Postulat verschoben, da Therese Schlépfer (svp, ZH) das
Anliegen bekédmpfte. In der Sommersession 2020 argumentierte Schléapfer dann, dass
Frauen entgegen der Meinung Fehlmanns durchaus gleichberechtigt behandelt werden,
was sich schon nur an deren héheren Lebenserwartung ablesen lasse. Zudem betrage
der Frauenanteil der Abgangerinnen und Abganger des Medizinstudiums 70 Prozent,
man also aufgrund dieser weiblichen Uberzahl davon ausgehen diirfe, dass Anliegen von
Frauen im Gesundheitswesen zunehmend ernst genommen werden. Innenminister
Alain Berset wiederum teilte weitgehend die Argumentation Fehimanns, hob erneut die
von ihr erlauterten Ungleichheiten zu Lasten der Frauen hervor und empfahl das
Postulat zur Annahme. Dieser Empfehlung folgte der Rat mit 113 zu 69 Stimmen bei 4
Enthaltungen. Die Nein-Stimmen stammten grésstenteils aus der SVP-Fraktion, aber
auch Angehorige der Mitte ausserten sich gegen das Anliegen. ®

1) AB NR, 2021, 1660 f.
2) AB NR, 2023, 5. 1606 f.
3) AB NR, 2019, S. 1941; AB NR, 2020, S. 1093 ff.
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